
aber durchaus einen brauchbaren Kompromiß darstellt. Wie bei 
vielem in der Politik, liegt die Kunst im Erreichen des Machbaren.

Und ich denke, daß sowohl die Kommunen als auch die großen 
Geldgeber hier im Interessenausgleich ausreichend berücksich­
tigt wurden.

Wie gesagt, daß es kein Optimismus ist, das dürfte jedem klar 
sein. Ich meine aber, daß wir in Zukunft bei unserer Beurteilung 
solcher Vorgänge uns auch daran orientieren sollten, was in den 
Betrieben vorgeht. Und hier muß ich sagen, diese Mitarbeiter, 
diese Menschen in den Betrieben brauchen einen Lichtstreif am 
Horizont, und der kommt bestimmt nicht dadurch, daß wir das 
ständig und immer wieder verzögern. Ich meine, wir sollten hier 
all diese Dinge, die mit der Treuhand Zusammenhängen - und 
das gilt nicht nur für das Energiekonzept -, beschleunigen, und 
zwar sehr beschleunigen, weil die Menschen das, was im Augen­
blick passiert, nicht mehr verstehen.

Ich möchte die anderen Dinge, die ich hierzu sagen wollte, 
weglassen, weil ich der Auffassung bin, daß die Zeit durch die 
vielen Zwischenrufe knapp geworden ist. Vielen Dank.

(Beifall bei CDU/DA und DSU)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Jetzt spricht der Abgeordnete von Ryssel von der Fraktion der 
-F.D.P.

Von Ryssel für die Fraktion der F.D.P.:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich möchte erst 
einmal mit Genugtuung feststellen, daß die Aktivitäten des Par­
laments Ende des Monats Juni erreicht haben, daß wir zumin­
dest die drei großen Unternehmen und unser Ministerium 
MUNER dazu gezwungen haben, eine wettbewerbsfreundliche­
re Variante auszuhandeln. Es ist zumindest positiv, daß auf der 
Verteilerebene 40 % an andere Energieunternehmen gehen und 
nicht alles in die Hände der drei großen Energieunternehmen 
fällt, wie es vorgesehen war.

Mich verwundert nur, daß die Vertreter des Ministeriums 
MUNER in der Fernsehsendung nach der Unterzeichnung das 
so dargestellt haben, als wäre das ein großer Verdienst von ih­
nen, besonders von Herrn Dr. Pautz. Ich denke doch, wir haben 
hier gesehen, daß wir das Ministerium dazu zwingen mußten, 
hier eine andere Lösung zu finden.

(Beifall, vor allem bei der SPD)

__Ich muß dem Anliegen des Abgeordneten Weis hier eigentlich
voll und ganz zustimmen, daß von dem Ministerium versucht 
wird, über diese Durchführungsverordnungen Gesetze, die von 
diesem Parlament beschlossen worden sind, auszuhebeln.

(Beifall bei der SPD)

Und, meine Damen und Herren, keiner von Ihnen hier in die­
sem Hause darf es zulassen, daß die Exekutive durch Verord­
nungen die Rechte der Legislative beschneidet.

(Beifall bei SPD und Bündnis 90/Grüne)

(Zuruf von Bündnis 90/Grüne: Das passiert doch seit Mona­
ten!)

Die Exekutive hat die Pflicht, mit diesen Verordnungen die 
Gesetze durchzusetzen und sie nicht auszuhebeln.

(Beifall bei der SPD)

Ich meine, auch hier sollte der Ministerpräsident ein klares 
Wort zu der Verantwortlichkeit gegenüber dem Minister Herrn 
Dr. Steinberg sprechen.

(Beifall bei der SPD)

(Dr. Heltzig, SPD: Abtreten, ganz einfach!)

(Zurufe von CDU/DA: Das kann doch nicht wahr sein!)

(Zurufe von der SPD: Doch, das geht!)

(Frau Birthler, Bündnis 90/Grüne: Das ist leider nicht wahr!)

Wenn in diesen Durchführungsbestimmungen versucht wird, 
dieses Kommunalvermögensgesetz vollkommen oder zumin­
dest stark zu behindern, dann ist das eine Mißachtung des Parla­
ments.

(Beifall bei der SPD)

Die Vertreter der F.D.P. sind klar und deutlich dafür, daß ef­
fektive Lösungen der Energiewirtschaft gefunden werden. An 
die Damen und Herren der rechten Seite, die am liebsten die gro­
ßen Konzerne und eine Wirtschaftspolitik hätten, die stark mo­
nopolistisch geprägt ist,

(Zuruf von CDU/DA: Das stimmt doch nicht!)

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS, starke Unruhe bei 
CDU/DA und DSU, Glocke der Präsidentin)

denen muß ich sagen, daß wir Liberalen eine Politik haben wol­
len, die Wettbewerb auf allen Ebenen ermöglicht. Und dafür wer­
den wir eintreten, solange wir die Möglichkeit haben.

(Beifall bei SPD)

Ich muß hier auch dagegen protestieren, daß dargestellt wird, 
daß kommunale Energieversorgungen eventuell nicht effektiv 
sein können. Es gibt viele Beispiele in der Bundesrepublik, die 
das Gegenteil beweisen, und da würde ich bitten, daß sich die 
Herren aus unserem Ministerium Energie oder wo noch, sich 
dort mal etwas umschauen, um ihre pessimistische Meinung zu 
solchen Einrichtungen etwas zu verändern.

(Vereinzelt Beifall bei SPD)

(Zwischenruf der Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl: Herr Abge­
ordneter! Gestatten Sie eine Zwischenfrage?)

Ich mache es noch zu Ende und dann bitte. Ich mache bloß 
noch dieses zweite zu Ende.

Ich vertrete weiterhin die Meinung, daß die Energiewirtschaft 
wesentlich transparenter gemacht werden muß, und hier denke 
ich besonders auch an die Geschichten in der Gasversorgung. 
Hier muß man sich alle Informationen äußerst mühsam zu­
sammenholen, um überhaupt Kenntnis von dem Verhandlungs­
stand zu erhalten, und hier sollte ein klares Wort auch erfolgen, 
wie wir als Parlament, und wir haben hier Beschlüsse gefaßt in 
der Drucksache 126 a und 126 b, daß wir in diesen Prozeß einge­
bunden werden. Wir werden nicht eingebunden. Wir werden 
noch nicht mal informiert.

(Vereinzelt Beifall bei SPD und Bündnis 90/Grüne)

Ich möchte abschließend meine Verwunderung zum Aus­
druck bringen, mit welchen Mitteln versucht worden ist, die 
Energiebetriebe der DDR und insbesondere dort Betriebsräte zu 
beeinflussen, damit sie den Vorschlägen des Ministeriums noch 
zustimmen.

(Genau! - Zuruf von der SPD)

Ich sage das nicht in den hohlen Raum hinein, aber ich kann 
Ihnen Protestschreiben der sogenannten Vertreter der Beleg­
schaft bringen, die 300 km entfernt sind und ganz genau den glei­
chen Text, ja sogar die Kommas falsch gesetzt haben.

(Heiterkeit bei SPD)

Und da muß ich Ihnen doch sagen, hier wird ganz gezielt von je­
mand Politik und Polemik gemacht, die dazu dienen sollte, die
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